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Kommentiert:

Über die zentrale Rolle des Sports bei der Integration

Von DSB-Vizepräsident Prof. Dr. Herbert Hartmann

Der Schock über die wachsenden Probleme der Integration sitzt tief - nicht nur in Berlin. Hatten viele Verantwortliche nach den Ausschreitungen in Frankreich noch geglaubt, dass die Integration in Deutschland viel besser gelungen sei als in unserem Nachbarland, zeigt jetzt die Eskalation an einer Berliner Schule, dass es auch bei uns jede Menge Defizite bei der sozialen Eingliederung vor allem von männlichen Jugendlichen mit Migranten-Hintergrund gibt. 

Die Ursachen sind vielfältig. Aber vor allem sind die Probleme bei der Integration in sozialen Brennpunkten lange Zeit nicht benannt worden, um sich nicht dem Vorwurf der Ausländerfeindlichkeit auszusetzen. Jetzt scheinen die Statistiken doch einen überproportionalen Anteil dieser männlichen Jugendlichen an den Gewalttaten zu bestätigen. Bestimmt nicht auf Grund ihrer kulturellen Herkunft , sondern weil sie meist noch schlechtere Zukunftsperspektiven besitzen als ihre deutschen Alterskollegen. 

Als eine Lösung ist nun eine Bildungsdebatte über die Auflösung der Hauptschule als Schmelztiegel der Sorgenkinder entbrannt, ein Punkt, der das Problem nur verlagern dürfte. Vielversprechender ist der Ansatz zu einer konzertierten Aktion aller gesellschaftlich relevanten Gruppen, um zu einer verbesserten Integration zu gelangen. Klar ist auch, dass eine solche Kraftanstrengung mehr Geld kosten wird, denn niemandem ist geholfen, wenn Sozialarbeiter nur als eine Art Feuerwehr von einer Schule zur anderen verschoben werden. 

Beim gesamtgesellschaftlichen Schulterschluss sollte der Sport auf jeden Fall eine zentrale Rolle spielen. Er ist sicher kein Allheilmittel, aber er kann eine Menge dazu beitragen, Schwierigkeiten zu beheben. Viele funktionierende Projekte haben gezeigt, dass die Gewaltbereitschaft bei Jugendlichen sinkt, die über den Sport eingebunden sind. Darüber hinaus kann der Sport helfen, das Problem an der Wurzel zu packen. Migrantinnen, bisher die Vernachlässigten der Bemühungen, sollen stärker angesprochen werden. Sie bestimmen gemeinsam mit ihren Männern, was ihre Kinder denken und tun. Mit Wegsehen ist niemandem mehr gedient. Jetzt kommt es auf praxisnahe Schritte und die richtige Weichenstellung für die Zukunft an. Nutzen wir die bewährten Möglichkeiten des Sports und bauen sie weiter aus!
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Ilse Ridder-Melchers als DOSB-Vizepräsidentin vorgeschlagen

Vollversammlung Frauen im Sport in Frankfurt am Main

(DSB PRESSE) Ilse Ridder-Melchers (Coesfeld) wird von der Vollversammlung des Bundesausschusses Frauen im Sport des Deutschen Sportbundes (DSB) der Findungskommission als Vizepräsidentin Frauen und Gleichstellung im neuen Deutschen Olympischen Sportbund (DOSB) vorgeschlagen. Die 61 Jahre alte frühere Ministerin für Gleichstellung von Frau und Mann des Landes Nordrhein-Westfalen setzte sich bei der Abstimmung während der Vollversammlung in Frankfurt am Main am Samstag, 1. April, mit 192 zu 18 Stimmen gegen die 52 Jahre alte Berlinerin Marion Hornung durch. Ridder-Melchers vertritt im noch amtierenden Präsidium des Deutschen Sportbundes als Vorsitzende des Bundesausschusses die Be-lange von fast zehn Millionen Frauen und Mädchen im deutschen Sport.

Die Vollversammlung verabschiedete einstimmig einen Appell an die Findungskommission, einen ausgewogenen Wahlvorschlag mit qualifizierten Frauen und Männern für das DOSB-Präsidium zu erarbeiten. Die Mitgliedsgruppen wurden aufgefordert, auch Frauen für die von ihnen zu besetzenden Positionen in den Präsidialausschüssen zu benennen. Die bisher bekannt gemachten Vorschläge kommentierte Ilse Ridder-Melchers mit den Worten: „Da sind verdächtig viele Männer auf dem Spielfeld - das passt nicht in unsere Zeit. Frauen, die man gestern noch für präsidial hielt, kann man heute nicht einfach ins Abseits stellen.“

Einstimmig angenommen wurde von der Frauen-Vollversammlung der Antrag des Bundesausschusses Frauen im Sport, nach dem die Vollversammlung die Gründung des gemeinsamen Dachverbandes des deutschen Sports (DOSB) und die Entscheidung, sich für die Umsetzung der Gleichstellung von Frauen und Männern im DOSB und seinen Mitgliedsorganisationen einzusetzen, begrüßt. Die Vollversammlung beantragt weiter, dass das neu gewählte Präsidium des DOSB wegen der umfassenden Aufgabenstellung einen Ausschuss Frauen und Gleichstellung berufen soll. Ebenfalls einstimmig als Entwurf angenommen wurde die Geschäftsordnung der Frauen-Vollversammlung und des Ausschusses Frauen und Gleichstellung im DOSB. Die endgültige Verabschiedung der Geschäftsordnung erfolgt nach der Entscheidung des DOSB-Präsidiums über die Einrichtung des Ausschusses Frauen und Gleichstellung im Rahmen der nächsten Frauen-Vollversammlung. Zurückgezogen wurde ein Antrag, in dem gefordert wurde, dass der bestehende Bundesausschuss Frauen im Sport bis zur Berufung des im ersten Antrag geforderten Ausschusses „Frauen und Gleichstellung“ weiterarbeiten soll.

Große Aufmerksamkeit fand zum Auftakt der Vollversammlung des Bundesausschusses Frauen im Sport das Impulsreferat der Ministerial-dirigentin in der Abteilung Gleichstellung im Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend, Renate Augstein, zum Thema „Frauenrechte sind Menschenrechte: Gleichstellungspolitik der Bundes-
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regierung“. Dabei zeigte sich wieder, dass die Bundesregierung und der Deutsche Sportbund eng zusammenarbeiten und gemeinsam eine klare Linie im Sinne der Geschlechter-Gleichstellungen verfolgen. Renate Augstein sprach davon, dass die Frauenvollversammlung ein „kleines Erntedankfest“ feiern könne, denn immerhin sei es gelungen, zentrale Errungenschaften und Beschlüsse, die im Deutschen Sportbund gefasst wurden, in die Satzung des neuen DOSB einzubringen. Die Vertreterin des Ministeriums nannte in diesem Zusammenhang die Implementierung von Gender Mainstreaming oder die Aufgabe, die gleichberechtigte Teilhabe von Frauen und Männern in allen Organen und Gremien zu fördern. „Ihre Vollversammlung und eine Vizepräsidentin Frauen und Gleichstellung sind in der Satzung verankert. Und ich bin sicher, dass das neue DOSB-Präsidium einen Ausschuss Frauen und Gleichstellung einrichten wird“, sagte Renate Augstein weiter und fügte hinzu: „Wir sind da an ihrer Seite.“

Die Ministerialdirigentin regte in ihrem Referat auch Veränderungen der Strukturen an, um die satzungs- und strukturbedingten Barrieren beim Zugang ins Ehrenamt und in die ehrenamtlichen Führungspositionen für Frauen abzubauen. Wege könnten hier zum Beispiel eine Beschränkung der Amtsperioden sowie eine stärkere Teilung von Aufgaben im Vorstand sein. Augstein merkte an, dass die Organisation der Verbandsarbeit oft nicht mehr zeitgemäß sei und die Dreifachbelastung der Frauen mit Beruf, Familie und Ehrenamt sowie die zunehmende Familienorientierung junger Väter unberücksichtigt lasse. Renate Augstein: „Auch hier müssen in Zusammenarbeit mit interessierten Verbänden neue und flexible Rahmenbedingungen für das Ehrenamt erarbeitet werden, die Frauen - und künftig auch Männern - die Organisation ehrenamtlicher Tätigkeiten und Teilhabe an Führungspositionen ermöglicht.“

Die Repräsentantin des Frauenministeriums begrüßte die Überlegungen der Frauen im Sport, am 8. März 2007 am Internationalen Frauentag im Europäischen Jahr der Chancengleichheit einen bundesweiten Aktionstag zu diesem Thema durchzuführen. Sie dankte auch für die Unterstützung von Ilse Ridder-Melchers, dass im Vorfeld der Fußball-Weltmeisterschaft das Thema „Menschenhandel zum Zweck sexueller Ausbeutung“ in Deutschland öffentlich thematisiert werden konnte und als Schirmherr der Geschäftsführende Präsident des Deutschen Fußball-Bundes, Dr. Theo Zwanziger, gewonnen werden konnte.

Zum Auftakt ihres Referates hatte Renate Augstein für Aufsehen und Stimmung gesorgt, als sie berichtete, auf dem Weg nach Frankfurt am Main habe sie im Radio den Beschluss erfahren, dass im Präsidium des neuen DOSB Frauen die Hälfte aller Plätze einnehmen sollen. Nach Sekunden der Sprachlosigkeit fügte die Bundesbeamtin hinzu: „April, April - leider...“ Doch die eindrucksvoll im Amt bestätigte Ilse Ridder-Melchers gab sich nach der Tagung kämpferisch und schob das Gelächter über den April-Scherz zur Seite: „Wir wollen möglichst bald über 50 Prozent Frauen im DOSB haben, und dies nicht nur bei den Mitgliedern.“

Walter Mirwald
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Sport und Politik begrüßen die Wettmonopol-Entscheidung

DSB-Präsident: Anderes Urteil wäre Super-GAU für den Sport gewesen

(DSB PRESSE) Der deutsche Sport begrüßt die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, nach der das staatliche Wettmonopol insgesamt für zulässig erklärt wurde. DSB-Präsident Manfred von Richthofen erklärte, es sei nun Aufgabe der staatlichen Institutionen, Rechtsänderungen auf der Grundlage des Urteils des höchsten deutschen Gerichts zur Liberalisierung des Sportwetten-Marktes zu erarbeiten. „Es hätte für den Sport schlimmer kommen können, wenn das staatliche Glücksspiel- und Wettmonopol insgesamt in Frage gestellt worden wäre“, sagte der DSB-Präsident. Jetzt seien die Ministerpräsidenten der Länder gefordert, die bereits am 22. Februar eine Kommission eingesetzt hatten, um Vorgaben zur weiteren Ausgestaltung des Deutschen Lotto- und Totoblocks zu erarbeiten.

Manfred von Richthofen: „Wir werden jetzt das Urteil gründlich prüfen. Sollte die von Karlsruhe verfügte Liberalisierung zu deutlichen Einbußen des deutschen Sports führen, dann wird ein Projekt des Deutschen Fußball-Bundes wieder aktuell, eine eigene Fußballwette auf dem Markt anzubieten. Allerdings ist dies nicht auf der Tagesordnung, weil das Bundesverfassungsgericht dem staatlichen Glücksspielmonopol eine Bestandsgarantie mit Auflagen gegeben hat. Eine andere Entscheidung wäre der Super-GAU für die Finanzierung des gemeinnützigen Sports vor Ort gewesen.“

Der deutsche Sport wurde 2004 mit 530 Millionen Euro aus Erlösen der staatlichen Lotterien und des Wettanbieters Oddset gefördert. Insgesamt wurden 2,4 Milliarden Euro an die öffentlichen Haushalte und an gemeinnützige Organisationen als zweckgebundene Abgaben ausgeschüttet. Nach der derzeitigen Rechtslage müssen die vier Wettanbieter mit einer so genannten DDR-Lizenz sowie Internet-Kasinos in Deutschland keine sozialpflichtigen Abgaben leisten.

„Das ist eine erfreuliche Entscheidung“, wertet der Vorsitzende des Sportausschusses des Deutschen Bundestages, Dr. Peter Danckert, das Karlsruher Urteil. Der Gesetzgeber bekomme damit die Möglichkeit, die staatliche Monopolstellung für Glücksspiel-Angebote aufrecht zu erhalten, um Maßnahmen zur Bekämpfung der Spielsucht zu verfügen. Der SPD-Politiker sicherte die Unterstützung des Ausschusses bei den Bemühungen zu, bundeseinheitliche Lösungen herzustellen: „Der Sportausschuss bietet sich hierfür als Plattform an.“

Auch Bundesinnenminister Dr. Wolfgang Schäuble begrüßte die Klarstellungen des Bundesverfassungsgerichts. „Das Urteil ermöglicht es den Ländern, das staatliche Wettmonopol aufrechtzuerhalten, wenn die von Karlsruhe im Einzelnen genannten Veränderungen vorgenommen 
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werden“, betonte Schäuble. „Eine Fortführung des staatlichen Wettmonopols durch die Länder liegt im Interesse der Allgemeinheit, insbesondere aber auch des Sports.“ Durch die gemeinwohlorientierte Abschöpfung der Erträge aus dem Wettgeschäft werde der Breitensport ganz entscheidend unterstützt. Schäuble: „Es liegt in unser aller Interesse, diese Förderung fortzuführen.“

„Das staatliche Wettmonopol ist nur mit der Bekämpfung der Spielsucht zu rechtfertigen“, erklärte Winfried Hermann, sportpolitischer Sprecher von Bündnis 90/Die Grünen im Deutschen Bundestag. „Wenn das Monopol aufrechterhalten werden soll, dann muss auch nachweisbar etwas gegen Spielsucht getan werden. Daher müssen die gesetzlichen Regelungen für das staatliche Wettmonopol erweitert werden.“ Hermann meinte weiter, jetzt seien nicht nur die 16 Bundesländer, sondern auch der Bund gefordert, „klare und einheitliche Regelungen“ zu schaffen. „Es muss eine überzeugende Strategie gegen die zunehmende Spielsucht bei den Sportwetten entwickelt und umgesetzt werden. Die ordnungsrechtliche Methode, die bisher als Instrument zur Eindämmung eines privaten Wettangebots gedient hat, greift hier eindeutig zu kurz.“

Der SPD-Bundestagsabgeordnete Fritz Rudolf Körper erklärte in einer Debatte im Plenum des Parlaments, ihm bereite das Urteil „ein bisschen Sorge“. In der Begründung stehe, „dass eine effektive Bekämpfung der Spielsucht als Voraussetzung des Monopols nicht gewährleistet sei“. Bei einer Neuregelung durch die Bundesländer müssten „viele Staatsverträge“ geschlossen werden. Körper: „Die Frist bis zum 31. Dezember 2007 ist deshalb recht knapp bemessen. Ich verweise darauf, weil ich der Auffassung bin, dass der Sport, der deutsche Spitzensport und insbesondere der deutsche Breitensport, auf das Geld in diesem Bereich nicht verzichten können. Deswegen sind Regelungen dringend notwendig.“

Als konsequent bezeichnete der sportpolitische Sprecher der FDP-Bundestagsfraktion, Detlef Parr, die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts. Wörtlich sagte er: „Der Sportwettenmarkt ist gegenwärtig von Wildwuchs und Rechtszersplitterung geprägt. Inhaber alter DDR-Lizenzen, ausländische Internet-Unternehmer und staatliche Anbieter konkurrieren ohne klare Rahmenbedingungen. Die vom Bundesverfassungsgericht vorgesehene Übergangsfrist muss daher genutzt werden, alle Beteiligten schnellstmöglich an einen Tisch zu holen, um zu einer Neuregelung zu kommen. Ein Kernpunkt muss dabei der Erhalt der Sportförderung sein. Diese muss mindestens auf heutigem Niveau erhalten bleiben, damit die sozialen Leistungen des Sports, zum Beispiel bei der Gesundheitsförderung, für Kinder, Jugendliche und Senioren sowie bei der Integration, uneingeschränkt fortgeführt werden können.“

Holger Schück
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CDU/CSU legt Antragspaket für Anti-Doping-Rechtsverschärfungen vor

Bundesregierung soll Suchtgefahr durch Anabolika untersuchen

(DSB PRESSE) Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion will bei den von der Großen Koalition angekündigten Rechtsverschärfungen zur Eindämmung der Doping-Kriminalität aufs Tempo drücken. Klaus Riegert, sportpolitischer Sprecher der Union, erklärte: „Die von DSB-Präsident Manfred von Richthofen erhobene Forderung, noch vor der Sommerpause Anträge in den Deutschen Bundestag einzubringen, ist sehr sinnvoll. Diese zeitliche Vorgabe steht bei der Union klar auf der Agenda. Jetzt ist unser Koalitionspartner SPD am Zuge.“ 

Riegert stellte einen Antragsentwurf vor, den die Arbeitsgruppe Sport seiner Fraktion bereits beschlossen hat. Danach soll das Parlament die Bundesregierung auffordern, gesetzliche Neuregelungen für das BGB, die Zivilprozessordnung und das Arbeitsgerichtsgesetz zu erarbeiten „mit dem Ziel, die Eigenverantwortung der Sportverbände zu stärken, damit flächendeckend Dopingstreitigkeiten durch Schiedsgerichtsbarkeit durch die Sportverbände entschieden werden können“. Die Kennzeichnungspflicht für dopingrelevante Arzneimittel und ein Gesetzentwurf, „um die Strafbarkeit des bandenmäßigen und gewerbsmäßigen Inverkehrbringens von Dopingsubstanzen zu verschärfen“, steht ebenfalls im Entwurf. 

Zudem sollte die Regierung prüfen, inwieweit Aufhebung und Einschränkung des freien Warenverkehrs für Doping-Präparate mit EU-Recht kompatibel sind. Gendoping sollte überdies energisch unterbunden werden. Letztlich sollte die Bundesregierung prüfen, „ob der unerlaubte Besitz anaboler Steroide als grundsätzlich verkehrsuntaugliche Substanz durch Einbeziehung in das Betäubungsmittelgesetz als strafbar anzusehen ist“. Klaus Riegert: „Das muss die Bundesregierung schon leisten. Das Angebot des DSB-Präsidenten im Sportausschuss, die Sport-Dachorganisation wolle sich an der Finanzierung eines solchen Gutachtens beteiligen, ist gut gemeint. Aber hier ist ganz klar staatliches Handeln gefordert, weil das Allgemeinwohl betroffen ist. Wir brauchen eine wissenschaftliche Expertise, ob der Anabolika-Konsum süchtig macht oder nicht.“

Die Schaffung von Schwerpunktstaatsanwaltschaften, die Verstärkung der Prävention und die Aufforderung an die Länder, die NADA finanziell unterstützen, sind weitere Kernpunkte des vierseitigen Antragspakets. Die 55 Sportverbände werden aufgefordert - soweit noch nicht geschehen - Anti-Doping-Beauftragte zu ernennen und auf Vorstandsebene anzusiedeln. 
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Sport zwischen Vergangenheitsbewältigung und sozialer Verantwortung

Eine Tagung in Bad Boll

(DSB PRESSE) Wirbelstürme durchtosen die Fußballwelt und erschüttern dank medialer Verstärkung in allen Ressorts von Wirtschaft bis Kultur (und sogar im Sport) die Öffentlichkeit und ihre Meinungen. Eine gefährliche Klimaverschlechterung wenige Monate vor der Weltmeisterschaft in Deutschland! Die kräftezehrende Kampagne gegen die schlechten Stimmungen und Tartarennachrichten verdeckt Positives, die Auseinandersetzung mit dem Wesentlichen, dem Spiel und seiner Geschichte. So wird der Skeptiker überrascht, dass der Deutsche Fußball-Bund im Umgang mit seiner Geschichte vor allem im Dritten Reich nach dem Erscheinen des schonungslosen Buches von Nils Havemann „Fußball unterm Hakenkreuz“ das Thema mitnichten abhakt. 

In der Evangelischen Akademie Bad Boll, wo schon früher der Sport auf neue Pfade gelenkt und sein Gewissen geschärft wurde, geht am 8. April 2006 in einem Symposium die Geschichts- und Gewissenserforschung, die eigentlich nicht nur den DFB betrifft, vertiefend weiter. Theo Zwanziger hat die im Sport ungewohnte Parole ausgegeben: „Die Betrachtung der Geschichte im ‚Dritten Reich‘ ... konnte nicht mit ihrer Beschreibung enden. Sie nimmt damit erst ihren Anfang.“ Der geschäftsführende DFB-Präsident sitzt mit Walter Jens, Wolfgang Schäuble und Manfred von Richthofen auf dem Podium, das die Gewissensfrage diskutiert: „Zwischen Vergangenheitsbewältigung und sozialer Verantwortung - Die Verbände und Vereine vor der FIFA WM 2006.“ Das verlangt mutige Einsicht.

Es geht vorab um das opportunistische Hinein- und Abgleiten des DFB in die Fänge des NS-Regimes, um das Wegschauen und stillschweigende Unterstützen des Terrors. Zudem ist im Zeichen ungebremster Ökonomisierung das von Havemann problematisierte Lehrstück über die Verbandswerdung zum profitorientierten Unternehmen DFB im dialektischen Spannungsfeld moralisch-pathetischer Zielstrebungen und materiellem Gewinn aktueller denn je. Oder: „Die Ethik des Amateurismus und der Geist der Geldbeschaffung“, eine Mischung aus Max Webers Ableitung des Kapitalismus aus dem calvinistischen Ethos (1905) und Egidius Braun (1999): Der damalige DFB-Präsident hatte idealistisch-hellsichtig postuliert: „Fußball muss mehr sein als Geldbeschaffung.“ Gerade weil das Spiel über der Geldbeschaffung stehen muss, darf das ablenkende Verpacken der Geldmaschine WM in ethisch angehauchte Floskeln nicht die Oberhand gewinnen. Bad Boll kann, ja muss Zeichen setzen - auch um der Glaubwürdigkeit willen.

Dr. Hans-Dieter Krebs
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Dritter Sektor bietet dem Staat „Bündnis für Gemeinnützigkeit“ an

Breite Kooperation für Vereinfachung und Entbürokratisierung

(DSB PRESSE) Die Bereitschaft zu bürgerschaftlichem Engagement ist in Deutschland größer denn je. Die großen gesellschaftlichen Herausforderungen, wie Gesundheit, Arbeit und Bildung, können ohne den Einsatz der Bürger kaum mehr bewältigt werden. Die gesetzlichen Rahmenbedingungen für bürgerschaftliches Engagement sind jedoch stark verbesserungsbedürftig. Die Notwendigkeit von Reformen haben auch die an der Bundesregierung beteiligten Parteien erkannt und das Thema in den Koalitionsvertrag aufgenommen.

Dies begrüßen die großen Dachverbände des Dritten Sektors - Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtspflege, Bundesverband Deutscher Stiftungen, Deutscher Kulturrat, Deutscher Naturschutzring, Deutscher Sportbund und Verband Entwicklungspolitik deutscher Nichtregierungsorganisationen (VENRO) -, die erstmals gemeinsam mit Experten und weiteren Institutionen Vorschläge für eine Reform des Gemeinnützigkeits- und Spendenrechts erarbeitet haben. Ihr Angebot an den Staat: ein „Bündnis für Gemeinnützigkeit“, das eine Vereinfachung und Entbürokratisierung der gesetzlichen Rahmenbedingungen empfiehlt, aber auch eine Selbstverpflichtung zu mehr Transparenz im Dritten Sektor vorsieht.

Näheres dazu wird in einer Pressekonferenz am Dienstag, 11. April 2006, um 11.00 Uhr, im Konferenzsaal, Haus der Bundespressekonferenz, Schiffbauerdamm 40 (Ecke Reinhardtstr.), 10117 Berlin, mitgeteilt. Es sprechen dabei: Dr. Hans Fleisch, Generalsekretär des Bundesverbandes Deutscher Stiftungen, für die gemeinnützigen Dachverbände, Dr. Michael Bürsch (MdB), Vorsitzender des Unterausschusses „Bürgerschaftliches Engagement“ im Bundestag, für die Politik und Prof. Dr. W. Rainer Walz, Institut für Stiftungsrecht und das Recht der Non-Profit-Organisationen an der Bucerius Law School, als Vertreter der Wissenschaft.

Hinweis für die Redaktionen:

Interessierte Kolleginnen und  Kollegen sind zu dieser Pressekonferenz herzlich eingeladen. Automatisch Zutritt haben die Mitglieder der Bundespressekonferenz und des Vereins der Auslandspresse. Andere Kolleginnen und Kollegen richten ihre Anmeldung mit Name, Redaktion und PK-Termin bitte an Fax-Nr.: 030 220799-22 oder berlin@bundespressekonferenz.de.
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Vermarktungsaktivitäten im Breitensport bleiben erhalten

Einigung eröffnet neue Möglichkeiten

(DSB PRESSE) Die Vermarktungsaktivitäten unter dem Dach der neuen Dachorganisation des deutschen Sports DOSB nehmen zunehmend klarere Konturen an. Nach der Einigung während des sportinternen „Vermarktungsgipfels“ am 28. März ist gesichert, dass sowohl die Vermarktung der Olympischen Bewegung als auch der übrigen Tätigkeitsfelder der Dachorganisation abgestimmt und einheitlich erfolgen können. Hierzu ist vorgesehen, neben der Deutschen Sportmarketing GmbH (DSM) mit ihren angestammten Aktivitäten die Geschäftsfelder Breitensport, Kinder- und Jugendsport, Gesundheitssport im Rahmen einer eigenständigen Agentur offensiv zu betreiben. Hierzu besteht bekanntlich die Deutsche Sportpartner GmbH (DSP), die weiterhin ihre Arbeit für die Dachorganisation fortsetzt, nur in veränderter Zusammensetzung der Gesellschafter. Sie wird nach Auffassung des Sports in einer exklusiven Partnerschaft mit dem Hause Burda weitergeführt, die seit mehreren Jahren geplant und seit letztem Sommer auch verwirklicht worden ist. Dabei verzichtet Burda auf einen Gesellschafteranteil in der DSP, erhält dafür aber Vermarktungsrechte im Wege eines besonderen Vertrages. 

Damit, erklärte der Generalsekretär des Deutschen Sportbundes (DSB), Dr. Andreas Eichler, werden drei Ziele erreicht: „Es besteht erstens die Möglichkeit zur Beteiligung der Mitgliedsorganisationen an der Strategie der Vermarktung. Zum Zweiten wird den Besonderheiten der Geschäftsfelder des ,alten’ DSB auch im Rahmen der neuen Regelung Rechnung getragen. Schließlich erhält ein externer, kompetenter Partner die Möglichkeit, sich an der Vermarktung ebenso erfolgreich wie ertragreich zu beteiligen.“ Nach der im Sport erzielten Einigung kann nunmehr die Vertragsgestaltung im Einzelnen unter den beteiligten Partnern in Angriff genommen werden. 

Bergner: Mehr ehrenamtliches Engagement für Integrationsprojekte

(DSB PRESSE) Das ehrenamtliche Engagement ist eine unerlässliche Säule der Integration von Migranten. Das erklärte der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesinnenministerium, Dr. Christoph Bergner (CDU), bei der Auszeichnung der Sieger des bundesweiten Wettbewerbs „Teilhabe und Integration von Migrantinnen und Migranten durch bürgerschaftliches Engagement“ der Stiftung „Bürger für Bürger“. Bergner sagte weiter, dass nach aktuellen Prognosen 2010 etwa 40 Prozent der Bewohner vieler Großstädte einen Migrationshintergrund haben werden. Die Gesellschaft müsste noch stärker auf das ehrenamtliche Engagement setzen, um diese Aufgabe erfüllen zu können. Das soziale, wirtschaftliche und kulturelle Einleben der Migranten sei eine wesentliche Aufgabe für die Integrationspolitik der Bundesregierung, meinte der Politiker. Dies bedeute weitere Herausforderungen für die Vereine, gerade auch für den Sport vor Ort.
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Sport- und Bewegungskindergärten

Buchvorstellung im Deutschen Sport & Olympiamuseum

(DSB PRESSE) Mit dem neu erschienenen Band 11 der Reihe „Zukunftsorientierte Sportstättenentwicklung“ legt der Landessportbund Hessen einen wichtigen Baustein für die kompetente Betreuung und Förderung von Kindern vor. Durch die gemeinsame Herausgeberschaft mit der Deutschen Sportjugend, der Sportjugend Hessen, der Plattform Ernährung und Bewegung e.V. (peb) und dem Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend wird die breite Basis und die Bedeutung dieses Bereiches dokumentiert. Als Mitherausgeber beteiligten sich die Badische Sportjugend (Süd) und die Sportjugend-Organisationen von Bayern, Berlin, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und Saarland.

Das Buch wird bei einer Pressekonferenz am Donnerstag, 6. April 2006, um 14.00 Uhr im Deutschen Sport & Olympiamuseum in Köln durch Experten vorgestellt. Fragen beantworten dabei die Vizepräsidentin des Landessportbundes Hessen, Svea Rojahn, der Vorsitzende der Deutschen Sportjugend, Ingo Weiss, der Autor Roland Seeger und die Leiterin der Kita Flic Flac, Beate Lange. Die Moderation liegt in den Händen von 
Dr. Klaus Balster. Die Kindertagesstätte Flic Flac aus Bergisch Gladbach demonstriert zudem, wie Bewegung sinnvoll eingesetzt werden kann. 

Hinweis für die Redaktionen:

Interessierte Kolleginnen und Kollegen sind zu dieser Pressekonferenz eingeladen. Anmeldungen sind zu richten an: Deutsche Sportjugend, 
E-Mail: nuessler@dsj.de, Tel. 069/6700-333, Fax: 069/6700-1333.

Politiker wollen Behinderten-Spitzensport stärker fördern

(DSB PRESSE) Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion will mit einem fraktionsübergreifenden Antrag den Behindertensport stärken und insgesamt eine optimalere Förderung anstreben. Das kündigte Klaus Riegert, sportpolitischer Sprecher seiner Fraktion, an. „Nach dem guten Abschneiden des deutschen Paralympics-Teams in Turin sollten sich alle Fraktionen durch Taten zum Spitzensport behinderter Menschen bekennen“, erklärte Riegert. „Die Leistungen bei den Paralympics sind konsequent angestiegen. Jetzt benötigt der Deutsche Behinderten-Sportverband andere Rahmenbedingungen, damit die Aktiven in der Weltspitze auch weiter mithalten können.“ Sportpolitik und Wirtschaft seien hier gefordert, „Flagge zu zeigen“. Die Union ist bereits auf die anderen Fraktionen zugegangen und will nach Riegerts Worten bei der Nachbesprechung im Sportausschuss des Deutschen Bundestages über die Paralympics erste Zeichen für einen neuen Durchstart initiieren. „Das Durchschnittsalter der deutschen Medaillengewinner der Paralympics von Turin war 35 Jahre“, erklärte Riegert. „Wir sollten unbedingt im Nachwuchsbereich neue Stellschrauben anziehen.“ 
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DSB nimmt Monopolbestätigung mit Zufriedenheit zur Kenntnis

Reaktionen auf das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zu Sportwetten

Das Urteil des Bundesverfassungsgerichts in Karlsruhe zum Thema „Sportwetten“ hat vielfältige Reaktionen hervorgerufen. Dabei wurde das Urteil in den Bereichen Politik und Sport positiv aufgenommen. „Der deutsche Sport hat die mit dem Urteil verbundene Monopolbestätigung des Staates mit Genugtuung zur Kenntnis genommen“, erklärte der Präsident des Deutschen Sportbundes, Manfred von Richthofen. Jetzt werde sich der Sport intensiv an den Überlegungen der Politik beteiligen, um eine Lösung zu finden, die den Forderungen der Bundesverfassungsrichter entspricht. Angesichts der Wettskandale im Fußball sieht der Geschäftsführende Präsident des Deutschen Fußball-Bundes, Dr. Theo Zwanziger, in den Auflagen der Richter die Chance, künftigen Betrügereien einen Riegel vorzuschieben: „Wir wollen keine zügellosen Wettveranstaltungen, weil wir sowohl der Suchtbekämpfung als auch den Gefahren der Manipulation des Sportbetriebes vorbeugen müssen“, sagte Zwanziger. Der Präsident des Landessportverbandes Schleswig-Holstein, Dr. Ekkehard Wienholtz, kommentierte das Urteil mit den Worten: „Für den Sport ist das eine erfreuliche Entscheidung. Wir sind alle miteinander sehr erleichtert. Wir können durchatmen. Das entscheidende Ergebnis ist, dass der ordnungspolitische Ansatz erhalten bleibt.“

Wir veröffentlichen nachfolgend mehrere interessante Stellungnahmen zu dem Urteil und beginnen mit der Einschätzung des Deutschen Sportbundes:

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Thema Sportwetten wird noch sehr genau zu prüfen sein. Zum jetzigen Zeitpunkt aber lässt sich bereits sagen, dass der Deutsche Sportbund die mit dem Urteil verbundene Monopolbestätigung mit Zufriedenheit zur Kenntnis nimmt. Der deutsche Sport sieht sich bestätigt in seiner Zusammenarbeit mit den staatlichen Lotteriegesellschaften. Der Sport erwartet von der Politik, dass sie den Forderungen des Bundesverfassungsgerichtes bis Ende 2007 durch entsprechende Regelungen unter seiner Beteiligung nachkommt. 

Die Ministerpräsidentenkonferenz wird gebeten, sich mit Anforderungen an einen neuen Staatsvertrag zu beschäftigen, vor allem aber in der Übergangsphase die bestehende Rechtslage durch Verbot privatgewerblicher Anbieter konsequent anzuwenden. Es ist dringend erforderlich, dass die Länder einheitlich vorgehen. Bei einer Neuordnung des Rechts der Sportwetten wird sich der deutsche Sport aktiv einbringen. Die Bestrebungen von Mitgliedsorganisationen - wie zum Beispiel des Deutschen Fußball-Bundes - einen „Veranstalterschutz“ für den Sport zu erreichen, werden vom DSB unterstützt. Eine Arbeitsgruppe der Länder und des Sports hat hierzu bereits Vorschläge unterbreitet, die jetzt geprüft werden müssen. 

Nicht gelöst ist die Problematik ausländischer Anbieter, die über das Internet Wettangebote platzieren. Die entsprechenden Entwicklungen müssen sorgfältig beobachtet und analysiert werden. Neue Initiativen auf internationaler Ebene sind notwendig.

Mit Interesse hat der deutsche Sport zur Kenntnis genommen, dass das Gericht zwei Alternativen vorgestellt hat.
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1.
Aufrechterhaltung des staatlichen Monopolanspruchs, der durch konsequentes Vorgehen des Gesetzgebers im Hinblick auf Prävention und Bekämpfung der Spielsucht begleitet werden müsste. 

2.
Konzessionierung mit Kontrollmechanismen, die auch für privatgewerbliche Anbieter offen wäre. 

Bund und Länder kommen gleichermaßen in Betracht, um diese Alternativen umzusetzen. Der deutsche Sport wird ausloten, welche Initiativen für den Sport am sinnvollsten erscheinen. Oberstes Ziel muss sein, eine nachhaltige abgesicherte Sportförderung in diesem Bereich zu erhalten.

Bundesinnenminister Schäuble begrüßt das Urteil

Bundesinnenminister Dr. Wolfgang Schäuble hat das Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum staatlichen Monopol auf Sportwetten begrüßt. „Das vorliegende Urteil ermöglicht es den Ländern, das staatliche Wettmonopol aufrecht zu erhalten, wenn die vom Bundesverfassungsgericht im Einzelnen genannten Veränderungen vorgenommen werden“, sagte Schäuble.

„Eine Fortführung des staatlichen Wettmonopols durch die Länder liegt im Interesse der Allgemeinheit, insbesondere aber auch des Sports. Sie dient dem Schutz der teilnehmenden Spieler, schützt vor betrügerischen Machenschaften und erleichtert die Bekämpfung der Spiel- und Wettsucht“, betonte der Sportminister. „Nicht zuletzt wird durch die gemeinwohlorientierte Abschöpfung der Erträge aus dem Wettgeschäft der Breitensport ganz entscheidend gefördert. Es liegt in unser aller Interesse, diese Förderung fortzuführen.“

Schäuble führte aus, dass die Länder nun aufgerufen seien, schnell die rechtlichen Konsequenzen aus dem Urteil zu ziehen, damit die Spielsucht effektiver bekämpft werde und der deutsche Sport auch in Zukunft von einer sicheren Finanzierungsgrundlage ausgehen könne.

LSB Hessen: Aufatmen dank Existenzsicherung

Der Landessportbund Hessen hat die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Thema Sportwetten „mit Aufatmen“ zur Kenntnis genommen. „Durch den Spruch der obersten Richter bleibt das staatliche Monopol, so Auflagen erfüllt werden, bestehen. Das nimmt uns zunächst die große Sorge um die weitere Existenz des organisierten Sports in seiner bewährten Form“, kommentierte Dr. Rolf Müller, Präsident des LSB, das Urteil in Frankfurt. Jetzt, so Müller weiter, bestehe für Politik und den deutschen Sport „Handlungsbedarf“. Der Landessportbund habe der Landesregierung daher bereits Unterstützung bei möglichen Maßnahmen zur Bekämpfung der (Spiel-)Sucht angeboten. Man wollte damit die Forderung der Verfassungsrichter, über die Monopolstellung des Staates Spielsucht und Wettleidenschaft einzudämmen, erfüllen helfen.

Das höchste deutsche Gericht, soviel zum Hintergrund, hatte in seinem Urteil das bisherige Staatsmonopol auf Sportwetten für verfassungswidrig erklärt, gleichzeitig aber die Möglichkeit zur „Nachbesserung“ eingeräumt. Wenn der Staat (Bayern) „unverzüglich ein Mindestmaß an Übereinstimmung zwischen dem Ziel des staatlichen Monopols,
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nämlich der Begrenzung der Wettsucht - und der tatsächlichen Ausübung des Monopols herstellt“, kann die Monopolstellung aufrecht erhalten werden, so die Richter. Dazu bleibt bis zum 31. Dezember nächsten Jahres Zeit.

„Für den Landessportbund gibt es zwei wesentliche Gründe, der Landesregierung seine Unterstützung anzubieten“, erklärte LSB-Präsident Dr. Rolf Müller unmittelbar nach der Urteilsverkündung. Müller: „Zum einen stellt die Suchtprävention, gleich auf welchem Gebiet, eines der Hauptanliegen des organisierten Sports dar. Zum anderen partizipieren wir mit unseren 2,1 Millionen Mitgliedern an den Sportwettenumsätzen; Gelder, die wir zur Finanzierung unseres Sportsystems mit seinen unverzichtbaren Leistungen für unsere Gesellschaft benötigen.“ Daher werde man gerne Anregungen und konstruktive Mitarbeit bei der möglichen Schaffung eines neuen, nationalen Ordnungsrahmens für das Sportwetten- und Lotterierecht einbringen, bot Dr. Müller dem hessischen Ministerpräsidenten an.

LSB NRW: Schlimmste Befürchtungen sind nicht eingetreten

Der Hauptgeschäftsführer des Landessportbundes Nordrhein-Westfalen, Walter H. Probst, nimmt zu dem Karlsruher Urteil wie folgt Stellung: „Die schlimmsten Befürchtungen sind nicht eingetreten. Erfüllt wurde die Hoffnung, dass der ordnungspolitische Rahmen bleibt. Einem möglichen Wildwuchs wird somit vorgebeugt. Jetzt liegt es an der Politik, die Chance zu nutzen, die das Gericht bietet, was bedeutet, über Lottoerträge gemeinwohlorientiertes Handeln zu sichern.“

LSB Sachsen: Urteil ohne direkte Auswirkung auf Sachsens Sportförderung

Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes (BVG) zum Sportwetten-Monopol hat keine direkte Auswirkungen auf die Förderung des Sports in Sachsen. Die Richter hatten das staatliche Wettmonopol im wesentlichen bestätigt, jedoch dem Gesetzgeber strenge Auflagen erteilt. Bis zum 31. Dezember 2007 müssen die Länder ihre Gesetze demnach so gestalten, dass Spiel- und Wettleidenschaft eingedämmt werden.

„Im Unterschied zu anderen Bundesländern erhält der sächsische Sport seine Mittel zur Förderung des Kinder- und Jugendsports, des Breiten- und Nachwuchsleistungssports aus dem Landeshaushalt des Freistaates und nicht aus Konzessionsabgaben der Lotteriegesellschaft“, stellt Dr. Ulf Tippelt, Generalsekretär des Landessportbundes Sachsen, klar.

„Für die bundesweite Förderung des Sports kann das Urteil dennoch gravierende Auswirkungen haben. Der Gesetzgeber muss entscheiden, ob das staatliche Monopol beibehalten wird. Dafür müssen jedoch Regularien, die eine Eindämmung der Spielsucht befördern, geschaffen werden oder aber der Lotteriemarkt würde für alle Anbieter zu gleichen Konditionen geöffnet werden. Davon wird abhängen, ob die wichtigen Aufgaben der Sportorganisationen künftig noch aus Lotteriemitteln finanziert werden können“, sagte Tippelt weiter.
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SMK-Vorsitzender Röwekamp: Karlsruher Urteil muss für den Sport kein Nachteil sein

Der Vorsitzende der Sportministerkonferenz der Länder, der Bremer Senator Thomas Röwekamp, hat für einen unaufgeregten Umgang mit dem Sportwetten-Urteil plädiert. „Das staatliche Wettmonopol ist in seiner derzeitigen Ausgestaltung und Handhabung zwar für verfassungswidrig erklärt worden; man muss sich aber sehr genau die Begründung ansehen und als Staat daraus die notwendigen  Konsequenzen ziehen. Die allgemeine Erwartung, dass das Bundesverfassungsgericht das staatliche Wettmonopol kippen werde, hat sich glücklicherweise nicht bestätigt. Das ist zunächst ein gutes Signal für den Sport und die Sportverbände“, so der SMK-Vorsitzende. Das Karlsruher Urteil zur Zukunft der Sportwetten müsse also für den Sport kein Nachteil sein. Röwekamp, Senator für Inneres und Sport in Bremen, sprach sich für eine bundeseinheitliche Neuregelung aus: „Wir müssen uns jetzt rasch länderübergreifend verständigen und die gesetzgeberischen Spielräume nutzen.“

Die Länder-Sportministerkonferenz (SMK) hatte bislang stets die Haltung vertreten, dass das staatliche Glücksspielangebot aus ordnungspolitischen Gründen zu erhalten ist. „Es geht uns dabei insbesondere um Vorbeugung gegen organisierte Kriminalität und Schutz der Bürger vor Missbrauch und Spielsucht“, betonte Röwekamp, „sowie darum, dass Spielerträge legaler Wettanbieter auch zukünftig für gemeinnützige Zwecke, beispielsweise für den Sport, verbleiben!“

Senator Röwekamp betonte in diesem Zusammenhang, dass auf der letzten Tagung der Sportministerkonferenz im August 2005 das Thema der Sportwetten bereits diskutiert wurde und hierzu entsprechende Beschlüsse gefasst wurden, die es dem Sport ermöglichen würden, wie in der Vergangenheit auch, von Zweckerträgen aller Anbieter zu profitieren. „Die SMK erwartet von allen Verantwortlichen (Ministerpräsidentenkonferenz, Innenministerkonferenz, Bundesregierung und staatliche Blockgesellschaften), dass auch zukünftig sicher gestellt wird, dass alle notwendigen steuerrechtlichen, abgaberechtlichen und technischen Vorkehrungen getroffen werden, so dass für alle Anbieter gleiche Regelungen, Konzessionsabgaben oder gemeinwohlorientierte Zweckabgaben gelten, auch wenn künftig private Wettanbieter zugelassen werden würden“, so Röwekamp, der sich bereit erklärte, sich auch bei der Bundesregierung sowie im Bundesrat für die Umsetzung des Beschlusses einzusetzen.
Berlins Senator Böger: Wettmonopol ist Stützpfeiler für Sport und Jugendarbeit

Das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe hat das Monopol des staatlichen Wettanbieters Oddset in seiner „derzeitigen Ausgestaltung“ für grundgesetzwidrig erklärt. Zu den Auswirkungen auf den Sport und Jugendbereich in Berlin äußert sich Klaus Böger (SPD), Senator für Bildung, Jugend und Sport, wie folgt: „Die Förderung aus den Einnahmen des Wettmonopols ist ein Stützpfeiler für den Berliner Sport und die Jugendarbeit unserer Stadt. Wir können nicht zulassen, dass uns dieser Finanzierungs-Pfeiler ersatzlos wegbricht.“ 

Allerdings warnte Böger auch vor Resignation: „Wir müssen das gesamte Urteil abwarten und genau studieren. Ich sehe im Moment mehrere Wege, die noch Grund zur Hoffnung geben:
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1.
Das Bundesverfassungsgericht hebt die Bekämpfung der Spielsucht als staatliche Aufgabe hervor. Eine gemeinsame Regelung mit allen Bundesländern kann diesen Spielraum nutzbar machen.

2.
Ich halte auch eine Abgabe auf Wetten privater Anbieter, eine Art Wettsteuer, für denkbar. So könnten gleiche Bedingungen für staatliche Wettanbieter, die ihre 
Überschüsse dem Gemeinwohl zukommen lassen, und private Anbieter, die gewinnorientiert arbeiten, geschaffen werden.“ 

Die Mittel der sogenannten „Lottoförderung“ fließen in Berlin zu 12,5 % dem Landessportbund, zum gleichen Anteil der Senatsverwaltung für Sport und zu 25 % dem Jugendbereich zu. Allein der Landessportbund wurde so im Jahr 2005 aus der Stiftung Klassenlotterie und durch Einnahmen aus anderen Glücksspielen mit über 12 Millionen Euro gefördert.

Die „partielle Sonnenfinsternis“ auf dem Sportwettenmarkt

Experten-Anmerkung zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 28.3.2006 

Der Rechtsexperte Prof. Dr. Jörg Ennuschat von der Universität Konstanz hat das Karlsruher Urteil im Auftrag des Deutschen Sportbundes interpretiert. Nachfolgend seine Überlegungen:

Am Tage der Urteilsverkündung in Sachen Sportwetten war in Karlsruhe eine partielle Sonnenfinsternis zu beobachten. Dieses Naturereignis beschreibt die Situation des Sportwettenmarktes nach der Entscheidung des Ersten Senats - freilich nur aus Sicht der staatlichen Wettanbieter: Für sie scheint die Sonne, nur durch ein wenig Schatten getrübt, weiter. Deutlich dunkler sind die Aussichten für private Wettanbieter, wie sich aus dem Leitsatz zur Entscheidung ergibt: „Ein staatliches Monopol für Sportwetten ist mit dem Grundrecht der Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 GG nur vereinbar, wenn es konsequent am Ziel der Bekämpfung von Suchtgefahren ausgerichtet ist.“ Dies bedeutet: Wenn der Staat will und bestimmte Kautelen beachtet, bleibt das staatliche Wettmonopol unter Ausschluss privater Anbieter erhalten. Damit führt das BVerfG grundsätzlich die bisherigen Rechtsprechungslinien fort. Eine erste Durchsicht des Urteils lässt aber auch neue Akzente und eine teilweise Abkehr von früherer Rechtsprechung erkennen. Einige Fragen bleiben offen. Zum Schluss dieser Anmerkung sollen einige Konsequenzen der Entscheidung beleuchtet werden.

I. Grundsätzliche Fortführung der bisherigen Rechtsprechung

Mit der Entscheidung vom 28.3.2006 knüpft das BVerfG in zentralen Punkten an seine bisherige Rechtsprechungslinie an. Die Veranstaltung von Glücksspielen falle ungeachtet gesetzlicher Verbotstatbestände in den Schutzbereich der Berufs- und Gewerbefreiheit gem. Art. 12 Abs. 1GG. Die Errichtung eines staatlichen Wettmonopols könne durch Gemeinwohlgründe legitimiert werden. Die Bekämpfung der Spiel- und Wettsucht sei ein besonders wichtiges Gemeinwohlziel. Weitere legitime Zwecke seien der Schutz der Spieler vor betrügerischen Machenschaften seitens der Wettanbieter sowie die Abwehr von Gefahren aus mit dem Wetten verbundener Folge- und Begleitkriminalität. Demgegenüber scheiden fiskalische Interessen des Staates als solche zur Rechtfertigung der Errichtung eines Wettmonopols aus. Die Abschöpfung eines Teils der Glücksspielerträge sei als Mittel zur Suchtbekämpfung gerechtfertigt.
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Zur Verhältnismäßigkeit führt das BVerfG in Kontinuität zur früheren Rechtsprechung aus, dass dem Gesetzgeber bei der Beurteilung von Geeignetheit und Erforderlichkeit ein beträchtlicher Beurteilungsspielraum zustehe. Vor diesem Hintergrund stelle die gesetzliche Errichtung eines staatlichen Wettmonopols grundsätzlich ein geeignetes Mittel zur Erreichung der genannten legitimen Ziele dar. Die Eignung entfalle nicht deshalb, weil das staatliche Wettmonopol nur beschränkt durchsetzbar sei. Es werde immer auch illegale Formen des Glücksspiels geben, die nicht völlig unterbunden werden könnten. Der Gesetzgeber darf, so das BVerfG, auch von der Erforderlichkeit eines Wettmonopols ausgehen. Nicht zu beanstanden sei seine Wertung, dass die Suchtgefahren mit Hilfe eines auf die Bekämpfung von Sucht und problematischem Spielverhalten ausgerichteten Wettmonopols mit staatlich verantwortetem Wettangebot effektiver beherrscht werden können als im Wege einer Kontrolle privater Wettunternehmen.

Das BVerfG verneint jedoch im konkreten Fall die Angemessenheit - wie auch schon in der Spielbanken-Entscheidung aus dem Jahr 2000. Das BVerfG kritisiert nunmehr in erster Linie, dass die Gesetzeslage und vor allem die Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben durch die staatlichen Wettanbieter nicht konsequent am Ziel der Begrenzung der Wettleidenschaft und Bekämpfung der Wettsucht ausgerichtet seien. Die Mängel in der konkreten Ausgestaltung von ODDSET stellten nicht nur ein Defizit im Vollzug des einfachen Rechts dar. Vielmehr drücke sich darin ein entsprechendes Regelungsdefizit aus, weil die Gesetzesgrundlage des Staatsmonopols keine entsprechenden Regelungen und strukturellen Sicherungen enthalte, die einen auf Bekämpfung der Suchtgefahren gerichteten Gesetzesvollzug hinreichend gewährleisten könnten. Dass ein fehlerhafter Gesetzesvollzug auf die Gesetzesebene durchschlagen kann, hat das BVerfG schon in anderem Zusammenhang festgestellt.

II. Neuakzentuierung und -ausrichtung der Rechtsprechung

Trotz weitgehender Anknüpfung an frühere Rechtsprechung sind neue Akzente, teils sogar Änderungen der Rechtsprechung erkennbar. In der Spielbanken-Entscheidung von 2000 hob das BVerfG hervor, dass der Betrieb einer Spielbank eine „an sich unerwünschte Tätigkeit“ sei. Nunmehr referiert das BVerfG nur noch Dritte, die auf die Unerwünschtheit abstellen, ohne sich diese Einschätzung zu eigen zu machen, ohne sich indes explizit von seiner Entscheidung von 2000 zu distanzieren. Hier deutet sich eine Akzentverschiebung in der Beurteilung der Glücksspiele an.

Im Zusammenhang hiermit steht eine deutliche Abkehr von früheren Judikaten. Im Unterschied zu den Spielbanken-Entscheidungen von 1970 und 2000 ordnet das BVerfG nunmehr das Glücksspielrecht - jedenfalls bezogen auf Sportwetten - nicht länger dem Polizei- und Ordnungsrecht, sondern dem Recht der Wirtschaft zu, sodass gem. Art. 74 Abs. 1 Nr. 11 eine konkurrierende Gesetzgebungskompetenz eröffnet ist. Auffällig ist, dass das BVerfG seinen Rechtsprechungswandel weder als solchen kennzeichnet noch begründet.

III. Offene Fragen

Das Urteil vom 28.3.2006 betrifft Sportwetten. Die Länder haben sich aber auch in anderen Glücksspielsektoren bis zum Monopol reichende Vorrangstellungen verschafft (Lotterien, Spielbanken). Ob die Urteilsgründe auch für die anderen Glücksspielsektoren gelten sollen, bleibt offen. Einige Ausführungen des BVerfG - z.B. zum unterschiedlichen Sucht- und Gefahrenpotenzial der einzelnen Glücksspiele - 
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legen eine differenzierte Betrachtung nahe. Allerdings steht dem Gesetzgeber für alle Glücksspielbereiche ein Beurteilungsspielraum zu, welche Gefahrenabwehrmaßnahme erforderlich ist - und dies könnte jeweils das Staatsmonopol sein.

Offen ist weiterhin, welche Regelungen der Gesetzgeber vorhalten muss, um einen gefahrenabwehrorientierten Gesetzesvollzug sicherzustellen. Das BVerfG kritisiert namentlich die Werbung für Glücksspiele sowie das niedrigschwellige Angebot, was suggeriere, es handele sich bei Sportwetten um eine unbedenkliche Freizeitgestaltung. Ob eine Bewerbung des staatlichen Angebotes mit erhobenem Zeigefinger und sorgenvoller Miene geeignet ist, die vorhandene Spielleidenschaft auf die staatlichen Angebote zu lenken, um sie illegalen Angeboten zu entziehen, muss sich erst noch erweisen. Zuzustimmen ist dem BVerfG allerdings darin, dass Werbung nicht darauf zielen darf, neue Spieler zu gewinnen.

IV. Konsequenzen für die Glücksspielpraxis in Deutschland

1.
Das Urteil ruft den Gesetzgeber zur Novellierung des Glücksspielrechts auf. Dies können die Gesetzgeber auf Bundes- oder auf Landesebene sein. Das BVerfG scheint dabei sehr offen für eine Regelung durch Bundesgesetz zu sein. Wollen die Länder ihre Gesetzgebungskompetenz verteidigen, müssen sie zügig aufeinander abgestimmte Gesetze schaffen, welche die Erforderlichkeit (Art. 72 Abs. 2 GG) eines Bundesgesetzes entfallen lassen könnten.

2.
Die neuen Gesetze müssen eine Glücksspielaufsicht ermöglichen, die frei vom Verdacht ist, Gefahrenabwehrerwägungen zu Gunsten fiskalischer Interessen zurückzustellen. Die bislang verbreitete Praxis, die Aufsicht den Finanzministerien aufzuerlegen, macht den Bock zum Gärtner. Vorzugswürdig wäre es, etwa die Innenministerien mit der Aufsicht zu betrauen. Klargestellt sei, dass es weiterhin zulässig ist, das Glücksspielsystem zu nutzen, um Mittel für Gemeinwohlzwecke aufzubringen (z.B. Kultur, Sport).

3.
Die Länder können sich für die Fortsetzung der Staatsmonopole im Glücksspielbereich entscheiden, müssen aber kontinuierlich deren Verhältnismäßigkeit prüfen, wie das BVerfG in anderem Zusammenhang mehrfach betont hat. Der EuGH verlangt hierzu gründliche Untersuchungen. Der Staat ist also gut beraten, wenn er solche Untersuchungen zur Unterstützung der gesetzgeberischen Einschätzungen durchführt und publik macht.

4.
Das BVerfG legt seiner Entscheidung augenscheinlich die Verfassungs- und Gemeinschaftsrechtskonformität des § 284 StGB zu Grunde und hält offenbar wieder darauf gestützte ordnungsrechtliche Verbotsverfügungen für möglich, während eine Kammerentscheidung vom 27.4.2005 erhebliche Zweifel an der Gemeinschaftsrechtskonformität der Strafnorm äußerte und deshalb den Sofortvollzug von Verbotsverfügungen für verfassungswidrig hielt. Da auch das gegenwärtige Glücksspielrecht trotz Verfassungswidrigkeit vorübergehend anwendbar bleibt, können die Ordnungsbehörden wieder gegen illegales Glücksspiel vorgehen - gerade im Vorfeld der Fußball-WM sehr bedeutsam. Aber: Schon jetzt muss damit begonnen werden, das bestehende Wettmonopol konsequent an einer Bekämpfung der Wettsucht und einer Begrenzung der Wettleidenschaft auszurichten. Der Staat darf die Übergangszeit nicht zu einer expansiven Vermarktung von Wetten nutzen - auch das gilt schon mit Blick auf die Weltmeisterschaft.
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V. Ausblick

Eine Neuregelung des Glücksspielrechts und ihre Anwendung in der Praxis werden gewiss erneut gerichtlich angefochten werden. Bis das BVerfG wieder Gelegenheit für eine wegweisende Entscheidung erhalten wird, wird jedoch einige Zeit verstreichen. So wird sich in den nächsten Monaten und Jahren der Kampf zwischen Monopol und Wettbewerb wieder verstärkt auf die Ebene des Gemeinschaftsrechts verlagern.

Sporthilfe-Vorstand erhöht Turin-Prämien auf 708.000 Euro

Alle Medaillen werden - auch in Zukunft - zu 100 Prozent belohnt

Der Vorstand der Stiftung Deutsche Sporthilfe (DSH) hat jetzt die Prämien für die deutsche Olympiamannschaft von Turin um weitere 26.000 Euro auf insgesamt 708.000 Euro erhöht. „Auch Aktive, die nur in einem Vorlauf oder Zwischenlauf eines Mannschaftswettbewerbs starten, sollen künftig die volle Prämienhöhe erhalten, wenn sie durch das IOC als Medaillensieger ausgezeichnet werden. Schließlich wurden Sabine Völker und Lucille Opitz als Olympiasiegerinnen in der Siegerehrung auch entsprechend geehrt“, sagte der neue Vorsitzende der Geschäftsführung der Stiftung Deutsche Sporthilfe, Dr. Michael Ilgner, zur Entscheidung zu Gunsten der beiden Eisschnellläuferinnen, die nur im Vorlauf der Team-Verfolgung eingesetzt waren.

Der Vorstand beschloss weiterhin, die nun für die Winterspiele in Turin fest gelegten Einzelkriterien auch für die Sommerspiele 2008 in Peking und analog für künftige Olympische Spiele zu verabschieden. „Alle Medaillen werden zu 100 Prozent belohnt. Athleten, die mehrere olympische Medaillen gewinnen, wie jetzt in Turin etwa Martina Glagow, Michael Greis, Georg Hettich oder Kati Wilhelm, erhalten künftig für alle Medaillen die festgelegte Prämie“, sagte Dr. Ilgner. Bislang war es so geregelt, dass nur die höchstrangigste Medaille automatisch zu 100 Prozent belohnt, vom Gutachterausschuss bei weiteren gewonnenen Medaillen jedoch Abschläge vorgenommen wurden. „Wir alle freuen uns über jede gewonnene Medaille, ob das die erste oder die letzte eines Athleten ist. Um den Sportlern gegenüber transparent in der Prämierung der Medaillen zu sein, wollen wir entsprechend auch keinen qualitativen Unterschied bei den Prämien machen“, sagte Dr. Ilgner zum jetzt in der 130. Vorstandssitzung gefassten Grundsatzbeschluss, der bereits für Turin gilt.

Für eine Goldmedaille zahlt die Stiftung Deutsche Sporthilfe 15.000 Euro, für Silber 10.000 Euro und für Bronze 7.500 Euro. Das Prämiensystem der Sporthilfe reicht bis zu Platz acht, der mit 1.500 Euro honoriert wird. Die Prämien werden als Grundlage für die Regelförderung der Athleten in monatlichen Raten ausbezahlt. Die Biathleten waren mit 206.500 Euro Prämien das mit Abstand erfolgreichste Team, gefolgt von den Bobfahrern mit 144.500 Euro und den Ski-Langläufern mit 87.500 Euro.
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Zahl der Ausländer in Deutschland nahezu unverändert

Der Frauenanteil beträgt 48%

Nach Mitteilung des Statistischen Bundesamtes weist das Ausländerzentralregister (AZR) am Jahresende 2005 insgesamt rund 6,76 Millionen Personen in Deutschland nach, die ausschließlich eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzen. Ihre Zahl hat gegenüber 2004 um etwas mehr als 38.000 Personen (+ 0,5%) zugenommen. Diese leichte Erhöhung der Ausländerzahl ergibt sich aus folgenden Veränderungen: Gut 401.000 ausländische Personen sind im Laufe des Jahres 2005 nach Deutschland zugezogen (einschließlich Geburten), rund 290.000 haben Deutschland im gleichen Zeitraum verlassen (einschließlich Sterbefälle) und rund 73.000 sind aus anderen Gründen aus dem Zentralregister ausgeschieden, zum Beispiel durch Einbürgerung.

32% (2,1 Millionen) aller ausländischen Personen am Jahresende 2005 kamen aus den Mitgliedstaaten der Europäischen Union und weitere 48% (3,2 Millionen) aus anderen europäischen Ländern. 12% stammten aus Asien, 4% aus Afrika, 3% aus Amerika und 1% hatten keine oder eine ungeklärte Staatsangehörigkeit. Die wichtigsten Herkunftsländer der hier lebenden Personen mit ausschließlich ausländischer Staatsangehörigkeit sind die Türkei mit einem Anteil von 26%, Italien mit 8%, Polen und Griechenland mit jeweils 5% sowie das Land Serbien und Montenegro mit 4%. Ende 2005 betrug die durchschnittliche Aufenthaltsdauer aller ausländischen Personen in Deutschland 16,8 Jahre. Über ein Drittel der ausländischen Bevölkerung wohnt mehr als 20 Jahre hier. Etwa zwei Drittel oder 4,6 Millionen halten sich seit mindestens acht Jahren hier auf und haben damit die notwendige Aufenthaltsdauer für eine Einbürgerung erreicht.

1,4 Millionen oder 21% aller im Ausländerzentralregister geführten Ausländerinnen und Ausländer wurden in Deutschland geboren. Personen mit türkischer, italienischer und niederländischer Staatsangehörigkeit liegen hier mit Anteilen von 34%, 30% und 28% deutlich über dem Gesamtdurchschnitt. Frauen machen 48% der registrierten ausländischen Bevölkerung aus. Sie waren im Durchschnitt 35,6 Jahre alt und lebten seit 16,0 Jahren in Deutschland. Das Durchschnittsalter der ausländischen Männer lag bei 36,4 Jahren, ihre Aufenthaltsdauer bei 17,6 Jahren. Die 2005 nach Deutschland zugezogenen Ausländerinnen waren im Mittel 27,3 Jahre alt, die männlichen Ausländer 30,2 Jahre - ein deutlicher Beitrag  zur Verjüngung der ausländischen Bevölkerung. 70% aller neu Zugezogenen kamen aus Europa, 42% der neu Zugezogenen aus den Ländern der Europäischen Union, hier vor allem aus Polen. Aus dem außereuropäischen Raum kamen insbesondere aus China viele Zuwanderer nach Deutschland.

Die Ausländerinnen, die Deutschland 2005 verlassen haben, waren im Schnitt 33,6 Jahre alt und hatten 7,9 Jahre hier gelebt. Fortgezogene Ausländer waren im Mittel 36,1 Jahre alt und hatten sich 8,8 Jahre hier aufgehalten. Die ausländische Bevölkerung, die Deutschland 2005 wieder den Rücken gekehrt hat, unterschied sich demnach altersmäßig kaum von der noch ansässigen ausländischen Bevölkerung, ist aber durch eine deutlich kürzere Aufenthaltsdauer gekennzeichnet. Zwischen 2004 und 2005 hat sich die Zahl der ausländischen Bevölkerung aus einer Reihe von Herkunftsländern verringert. Besonders ausgeprägt war dies der Fall bei Personen aus dem Iran (- 5%), Sri Lanka (- 5%) und Afghanistan (- 5%) sowie aus der Demokratischen Republik Kongo, Äthiopien und Algerien (jeweils - 4%).
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Umgekehrt gab es überdurchschnittliche Zuwachsraten zwischen 2004 und 2005 bei Personen aus Litauen (+ 15%) und Polen (+ 12%) sowie außereuropäisch bei den Herkunftsländern Taiwan (+ 9%), Brasilien (+ 8%) und Japan (+ 6%). Das Ausländerzentralregister (AZR) erfasst nur Ausländerinnen und Ausländer, die sich „nicht nur vorübergehend“ in Deutschland aufhalten. Es wird deshalb bei Bestandszahlen und Veränderungen in der Regel niedrigere Werte ausweisen als Datenquellen ohne eine solche Einschränkung. Aus diesem Grund dürfen die Bestandszahlen aus dem AZR nicht unmittelbar mit jenen aus der Bevölkerungsfortschreibung und die Zu- und Fortzüge aus dem AZR nicht mit entsprechenden Angaben aus der Wanderungsstatistik verglichen werden.

Bildung braucht Bewegung

5. Osnabrücker Kongress „Bewegte Kindheit“ bot Orientierungshilfe

„Bildung braucht Bewegung“, so das Fazit von über 2.500 Teilnehmerinnen und Teilnehmern aus der gesamten Bundesrepublik und dem benachbarten Ausland zum 
5. Osnabrücker Kongress „Bewegte Kindheit“, der wiederum vom Fachgebiet Sportwissenschaft der Universität Osnabrück durchgeführt wurde. Ebenso gehörten die Deutsche Sportjugend und die Deutsche Turnerjugend zum fünften Male zu den Veranstaltern. Dass Bildung nicht erst in der Schule beginnt, wurde bereits im Eröffnungsvortrag von Prof. Dr. Gerald Hüther mit dem Thema „Sich bewegen lernen, heißt fürs Leben lernen“ anschaulich dargestellt. In über 180 Einzelveranstaltungen stellten Expertinnen und Experten aktuelle wissenschaftliche Erkenntnisse und neue Konzepte zur Bedeutung von Bewegung, Spiel und Sport für die Entwicklung von Kindern vor. Zusammenhänge von Bewegung, Bildung und Gesundheit wurden in den Seminaren und Praxisworkshops, die gerade zu der großen Beliebtheit der Osnabrücker Kongresse beitragen, dargestellt und diskutiert. 

Fehlende Bewegung und ungesunde Ernährung führen bei immer mehr Kindern zu Haltungsschäden und Gewichtsproblemen. Die Gesundheitsförderung von Kindern ist daher heute ein wichtiges Thema in den Kindertagesstätten, die sich zu gesunden und bewegungsorientierten Einrichtungen entwickeln sollen. Dies ist auch ein zentrales Anliegen der Sportorganisationen, die ihre Konzepte der Sport- und Bewegungskindergärten in einem Forum zur Diskussion stellten. Ein weiteres zentrales Thema der Tagungsbeiträge befasste sich mit der schulischen Bewegungs- und Gesundheitsförderung und dem Erziehungsauftrag der Schule. Bewegtes Lernen als sinnvolle Verknüpfung von körperlichen und kognitiven Lernprozessen wurde ebenso vorgestellt wie die psychomotorische Förderung von Kindern. Die kontinuierliche Fortbildung der pädagogischen Fachkräfte in Kindertagesstätten, Grundschulen und Fachschulen auf dem Gebiet der Bewegungserziehung ist von großer Bedeutung.

Der Osnabrücker Fachwissenschaftlerin und Leiterin des 5. Osnabrücker Kongresses, Prof. Dr. Renate Zimmer, ist es gelungen, trotz der ungewöhnlichen Größenordnung dem Kongress wieder eine persönliche Note zu geben und eine gute Atmosphäre zu schaffen. Dass die Osnabrücker Kongresse den Entwicklungsprozess der Bewegungsförderung von Kindern in Kindertagesstätten und Grundschulen beeinflusst, davon konnte sich Niedersachsens Ministerpräsident Christian Wulff bei der Abschlussveranstaltung überzeugen. Die Deutsche Sportjugend und verschiedene Landessportjugend-Organisationen präsentierten sich auf dem Markt der Novitäten mit ihren vielfältigen Veröffentlichungen zu den angesprochenen Themen.

DSB PRESSE
DOKUMENTATION XI
Nr. 14/04.04.2006

Eine Chance für Führungskräfte gemeinnütziger Organisationen

Universitärer Weiterbildungsstudiengang eröffnet auch dem Sport neue Möglichkeiten

Die Westfälische Wilhelms-Universität Münster hat in Kooperation mit dem Zentrum für Nonprofit-Management (npm) den bundesweit ersten universitären Weiterbildungsstudiengang „Master of Nonprofit-Management and Governance“ konzipiert. Der Studiengang startet zum Sommersemester 2006. Vereine, Verbände, Initiativen und Stiftungen, kurzum Nonprofit-Organisationen (NPOs), brauchen heute mehr denn je Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen mit Kompetenz und Know-How. Angesichts steigender Konkurrenz um Mitglieder, Spenden und staatliche Aufträge ist professionelles Management gefragt. Doch gemeinnützige Organisationen unterscheiden sich nicht nur im Auftrag, sondern auch in ihrer Mitarbeiter- und Finanzierungsstruktur sowie Arbeitsweise ganz erheblich von Wirtschaftsunternehmen oder staatlichen Einrichtungen. Rein betriebswirtschaftliches Wissen ist für NPOs daher nicht zielführend. Weiterbildungsangebote, welche die Besonderheiten von gemeinnützigen Organisationen in den Blick nehmen wie auch ihre politische und soziale Einbindung berücksichtigen, sind allerdings in Deutschland bisher kaum vorhanden. 

Das Konzept des neuen Studiengangs, der von ausgewiesenen Wissenschaftlern und Praktikern gemeinsam konzipiert wurde, ist praxisnah, innovativ und interdisziplinär. „Nonprofit-Management and Governance“ ist dabei speziell auf die besonderen Bedürfnisse von NPOs zugeschnitten und bildet Führungskräfte gezielt für die Leitung gemeinnütziger Organisationen aus. Der Hochschulabschluss „Master of Nonprofit-Management and Governance“ bietet für die erfolgreiche Wahrnehmung von Führungsaufgaben eine exzellente Grundlage. In fünf Modulen macht der Weiterbildungsstudiengang mit den typischen Aufgaben und Problemen von NPOs in zentralen Arbeitsfeldern vertraut. Die Lehrveranstaltungen reichen von Interessenvertretung und Lobbying, Marketing, Finanzierung und Fundraising bis hin zu Fragen des Personalmanagements, haupt- wie ehrenamtlicher Mitarbeiter. 

Darüber hinaus können sich die Teilnehmer und Teilnehmerinnen im Schwerpunktstudium jeweils auf ein bestimmtes Praxisfeld spezialisieren. Zur Auswahl stehen die Bereiche Stiftungsmanagement, Management sozialer Einrichtungen, Interessenvertretung und Lobbying, Sport und Freizeit, Internationale NGOs (Entwicklungszusammenarbeit) und Engagement in kirchlichen Handlungsfeldern. „Nonprofit-Management and Governance“ ist berufsbegleitend ausgelegt. Ein Wohnortwechsel und Umzug nach Münster ist nicht erforderlich. Das Studium ist in Präsenzzeiten und Phasen des Selbststudiums unterteilt. Erleichtert und unterstützt wird das Studium durch eine elektronische Lernplattform und eine Telefon-Hotline. So können Zeit- und Reisekosten gespart werden, ohne dass die Teilnehmer und Teilnehmerinnen auf Kontakt zu Kommilitonen und Dozenten verzichten müssen. Die Vereinbarkeit von Beruf, Familie und Weiterbildung ist somit gesichert, unabhängig davon, ob man sich weiterqualifizieren und beruflich verbessern oder ganz neu orientieren möchte.

Zugangsvoraussetzungen für den Weiterbildungsstudiengang sind ein abgeschlossenes (Fach-) Hochschulstudium (Bachelor-Abschluss oder höher) und ein Jahr Berufserfahrung. Die erste Studiengruppe ist in diesem Frühjahr erfolgreich ins Studium gestartet. 
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Jetzt können sich Interessierte anmelden für die zweite Teilnehmergruppe beim Zentrum für Nonprofit-Management in Münster. Die Anmeldefrist läuft vom 1. April bis 15. August 2006. Weitere Informationen zum Studiengang unter: www.npm-studium.de. Nähere Auskunft erteilt Herr Markus Behr, Mitarbeiter des Zentrums für Nonprofit-Management, unter der Telefonnummer 0251-5103826 oder per E-Mail: beratung@npm-online.de. 

Der Deutsche Sportbund ist Partner des Masterstudiengangs und im Beirat des Studiengangs vertreten durch seinen Personalleiter Bernd Monsau. Dieser steht ebenfalls für Informationen zur Verfügung (Tel. 069/6700-317; E-Mail: monsau@dsb.de).

Europäische Einigung zur Führerscheinrichtlinie

Sportposition in vollem Umfang berücksichtigt

Der Europäische Rat (der 25 EU-Verkehrsminister) hat sich auf einen europäischen Führerschein geeinigt. EU-weite einheitliche Bestimmungen werden helfen, die Freizügigkeit von Fahrern innerhalb Europas zu erleichtern. Der europäische Führerschein in Form einer Kreditkarte wird die über 110 derzeit bestehenden Modelle ersetzen.

Während des mehrjährigen Diskussionsprozesses konnte das EU-Büro des Deutschen Sports die Interessen von nationalen und europäischen Fachverbänden erfolgreich einbringen. Sportorganisationen hatten sich gegen eine Verschärfung der Anhängerregelungen in der Führerscheinklasse B ausgesprochen. Die Europäische Kommission hatte dies in ihrem Textvorschlag aus dem Jahr 2003 angeregt, Mitglieder des Europäischen Parlaments konnten hingegen für die Belange des Sports sensibilisiert werden. 

Der Rat ist dem Europäischen Parlament in diesem Punkt entgegen gekommen und hat sich auf eine Regelung für die Anhängergewichte in der Führerscheinklasse B geeinigt, die die bestehende nationale Ausgangssituation zukünftig sogar noch besser gestalten wird: Auch weiterhin sollen Fahrzeug-Anhänger-Kombinationen bis zu 3500 kg zugelassen werden, unbeschadet der Vorschriften für die Typgenehmigung der betroffenen Fahrzeuge. Darüber hinaus wird die Option auf eine Fahrzeug-Anhänger-Kombination von bis zu 4.250 kg in Führerscheinklasse B eröffnet, wenn ein entsprechendes Training (also für Kombinationen zwischen 3.500 und 4.250 kg) durchgeführt wurde.

Die betroffenen Sportorganisationen, deren Mitglieder zur Ausübung ihrer Sportart Ausrüstung auf einem Anhänger transportieren müssen (z.B. im Wassersport, Flugsport, Reitsport), reagierten erleichtert. Auf die politische Einigung der 25 EU-Verkehrsminister folgt im Verlauf des Jahres die förmliche Annahme der Richtlinie durch das Europäische Parlament in zweiter Lesung, wobei nicht mehr mit Änderungsanträgen gerechnet wird. Damit würde die Richtlinie Ende 2006 in Kraft treten und spätestens Ende 2012 anwendbar sein. 
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„Erfahrener Taktiker und exzellenter Kenner der Sportszene“

Sporthilfe-Chef Hans Wilhelm Gäb wurde 70 Jahre alt

Der Präsident des Deutschen Sportbundes, Manfred von Richthofen, würdigte Hans Wilhelm Gäb, der am 31. März 70 Jahre alt wurde, in seinem Glückwunschschreiben als „einen erfahrenen Taktiker und exzellenten Kenner der sportliche Szene“, der sehr viel für den deutschen Sport getan und erreicht habe. Von Richthofen brachte weiter zum Ausdruck, dass Gäbs Rat auch in der Startphase des neuen Deutschen Olympischen Sportbundes gebraucht werde.

Der gelernte Journalist Gäb, der am Ende seiner beruflichen Karriere Vorsitzender des Aufsichtsrates der Adam Opel AG war, engagierte sich vor allen Dingen für den Tischtennissport, den er auch aktiv betrieb. Gäb war von 1981 bis 1994 Präsident des Deutschen Tischtennis-Bundes, zu dessen Ehrenpräsident er gewählt wurde, und Mitglied im Nationalen Olympischen Komitee. Von 1992 bis 1993 bekleidete er das Amt des Präsidenten der Europäischen Tischtennis-Union. Seit dem 30. Juli 2005 steht er als Vorsitzender an der Spitze der Stiftung Deutsche Sporthilfe. Gäb gilt als personifiziertes Bindeglied zwischen Sport, Wirtschaft und Gesellschaft und hat sich auch als Gründer des Vereins Sportler für Organspende nach leidvollen persönlichen Erfahrungen einen Namen gemacht. 

Hintergründiges zum Sport: Frage der Woche auf www.dsb.de

Jeden Montag fordert der Deutsche Sportbund die Neugier von Sportinteressierten heraus. Es geht darum, auf www.dsb.de die Frage der Woche zu beantworten. Wer Sporthintergründe erfahren möchte, kann entsprechende Fragen direkt im Portal per E-Mail an das DSB-Redaktionsteam versenden. Die interessantesten Fragen werden für die Veröffentlichung berücksichtigt. Die Frage der Woche vom 27. März war schon auf den Frühling ausgerichtet und beschäftigte sich mit dem Thema Marathonlauf. Wir wollten wissen: Die Streckenlänge eines Marathonlaufs beträgt mindestens 42,195 km. Das war jedoch nicht immer so. Seit wann hat der Marathonlauf diese Länge und warum? Die richtige Antwort lautet: Der Marathonlauf hat erst seit den Olympischen Spielen 1908 die Länge von 42,195 km. Vorher war er „lediglich“ 39 km lang. Auf allgemeinen Wunsch wurde damals in London die Strecke um 385 Yards verlängert, damit der Start des Marathon vor dem Schloss Windsor Castle und das Ziel direkt vor der königlichen Loge im Stadion sein konnte. 1921 wurde diese Streckenlänge dann vom Internationalen Leichtathletikverband offiziell festgeschrieben. „Wer gilt als „Erfinder des „Joggens“? Die Auflösung erscheint am 10. April auf www.dsb.de.

Intensive Kooperation vereinbart: Landessportbund und Landkreise in NRW

Die Zusammenarbeit zwischen dem Landkreistag (LKT) und dem Landessportbund (LSB) Nordrhein-Westfalen soll künftig intensiviert werden. Dies bekräftigten Präsident Walter Schneeloch vom LSB und Vizepräsident Dr. Arnim Brux vom LKT NRW bei einem Zusammentreffen in Duisburg. Die Hauptgeschäftsführer der beiden Verbände, Walter H. Probst (LSB) und Dr. Martin Klein (LKT), unterstrichen dabei unter anderem die große Bedeutung, die dem Sport im Bereich der Gesundheitsförderung sowie der Prävention in der Sozial- und Jugendpolitik zukommt.
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Bündnis Sport und Wirtschaft soll weiter gestärkt werden

Studie zur ökonomischen Bedeutung des Sports in Sachsen

Lokale Verbundenheit und gesellschaftliche Verantwortung sind die überwiegenden Beweggründe sächsischer Unternehmen, sich im Sport als Sponsor oder Förderer zu engagieren. Dabei geht die Unterstützung der Vereine in Sachsen - entsprechend der Wirtschaftsstruktur - überwiegend von mittelständischen Unternehmen aus. Zu diesem Ergebnis kommt eine Studie zur ökonomischen Bedeutung des Sports, die der Landessportbund Sachsen (LSB) in Leipzig präsentierte. „Bei der Entscheidung, sich als Sponsor zu engagieren, spielt Werbung eher eine nachrangige Rolle“, erklärte David Michel, Mitglied der Geschäftsleitung des Instituts für Mittelstands- und Regional-entwicklung (imreg), das die Studie im Auftrag des Landessportbundes erstellte.

Andreas Huhn, Präsident des Unternehmensverbandes Sachsenmetall, unterstrich dieses Untersuchungsergebnis. Die sächsischen Unternehmen seien besonders stark in der Region verwurzelt. Sport und Wirtschaft könnten von Kooperationen gemeinsam profitieren: „Eine bessere Verzahnung von Sport und Wirtschaft kann dazu beitragen, dass Sachsen wächst - sportlich und wirtschaftlich“, sagte Huhn. Eberhard Werner, Präsident des Landessportbundes Sachsen, sagte, die Dachorganisation des sächsischen Sports werde sich auch künftig um eine verstärkte Zusammenarbeit von Sport, Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Medien zu Gunsten der sportlichen Entwicklung im Freistaat bemühen.

Die Vertreter von Kreissportbünden und Fachverbänden erhielten im Ergebnis der vorgestellten Studie handfeste Handlungsempfehlungen, um die Arbeit ihrer Vereine weiter zu entwickeln. Dabei seien die Vereine vor allem angehalten, Kooperationen mit Krankenkassen und privaten Sportanbietern zu suchen sowie Informationen über ihr sportliches Angebot verstärkt zugänglich zu machen, stellte David Michel fest. Im Hinblick auf die demografische Entwicklung im Freistaat machte er den Vereinen Mut: Die Studie habe ergeben, dass eine negative demografische Entwicklung nicht zwingend einen negativen Einfluss auf die Mitgliederzahlen von Vereinen haben muss. Als Beleg führte er die Gesamtentwicklung im Landessportbund Sachsen an. Die Sportdachorganisation war 2006 um weitere 11.000 Mitglieder gewachsen und hat nunmehr rund 530.000 Mitglieder in mehr als 4.200 Vereinen.

Tag der Freiwilligendienste zog Bilanz und zeigte Perspektiven auf

Das Freiwillige Soziale Jahr (FSJ) im Sport und der Generationsübergreifende Freiwilligendienst (GÜF) im Sport standen im Mittelpunkt des erstmals durchgeführten „Tages der Freiwilligendienste im Sport“, an dem neben Entscheidungsträgern aus Politik und Sport über 200 Akteure rund um die beiden Freiwilligendienste teilnahmen. Veranstalter des Festtages in Hannover, der Sympathie und Anerkennung für beide Freiwilligendienste vermitteln wollte, waren neben der Deutschen Sportjugend (dsj) die Sportjugend Niedersachsen sowie der ASC Göttingen v. 1846. Im Mittelpunkt standen die aktuellen Entwicklungen und Zukunftsperspektiven der Freiwilligendienste im Sport, die durch Diskussionsrunden, Experteninterviews sowie Praxis- und Erfahrungsberichte Freiwilliger ergänzt wurden. Im zweiten Veranstaltungsteil, der insbesondere (potenzielle) Freiwillige, Betreuer und Träger ansprechen sollte, gab ein „Markt der Möglichkeiten“ Gelegenheit zur Kommunikation. Die in Niedersachsen im Sport tätigen Freiwilligen stellten „ihren“ Freiwilligendienst und ihre ganz persönlichen Erfahrungen vor. Expertengespräche zu verschiedenen Themen rund um Freiwilligendienste im Sport rundeten das Programm ab.

